
Stellungnahme der Bundestagskandidatin von Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Dr. Franziska Brantner, 
vom 14.9.21 zum Positionspapier der Parents-for-Future Heidelberg. Frau Brantner wurde per Mail 
angefragt. Zudem fand ein persönliches Gespräch von Frau Brantner mit Umweltgruppen statt, an 
dem die P4F HD sich beteiligt haben. 
 
 
... Damit wir auf den 1,5 Grad Pfad kommen, muss jetzt endlich in den kommenden Monaten und 
Jahren konkret gehandelt werden! Dafür setzen wir uns mit aller Kraft ein. Und dafür bietet das 
Grüne Wahlprogramm die beste Grundlage: Unter anderem eine Ausbauoffensive für die 
Erneuerbaren, der Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor bis 2030, ein schnellerer Kohleausstieg, die 
Dekarbonisierung der Industrie, eine wirkungsvolle ökologische Finanzreform und eine 
Investitionsoffensive für den Klimaschutz - all das sind dringend notwendige Aufgaben, die wir in der 
nächsten Bundesregierung angehen wollen.  
 
Deswegen werden wir ein Klimaschutz-Sofortprogramm auf den Weg bringen, das in allen Sektoren 
sofort wirksame Maßnahmen anstößt, bestehende Ausbauhindernisse beseitigt und naheliegende 
Einsparmöglichkeiten umsetzt. Wir werden das noch immer ungenügende Klimaschutzgesetz 
generationen- und budgetgerecht nachschärfen, jahres- und sektorenscharf ausbuchstabieren, die 
Rolle des Expertenrates für Klimafragen stärken und das deutsche Klimaziel 2030 auf mindestens -70 
Prozent anheben. Darum werden wir Gesetze auf ihre Klimawirkung hin prüfen, die Vereinbarkeit mit 
den nationalen Klimaschutzzielen und dem CO2-Budget sicherstellen und den möglichen Einsatz von 
klimafreundlichen Alternativen gewährleisten. 
 
Zu 1. CO2-Bepreisung: Für die Bereiche Verkehr und Wärme wurde in Deutschland auf Druck der 
Klimabewegung und von uns Grünen ein CO2-Preis eingeführt, dessen Lenkungswirkung aber weiter 
sozial gerecht verbessert werden muss. Wir wollen die Erhöhung des CO2-Preises auf 60 Euro auf das 
Jahr 2023 vorziehen. Danach soll der CO2-Preis so ansteigen, dass er im Konzert mit den 
Fördermaßnahmen und ordnungsrechtlichen Vorgaben die Erfüllung des neuen Klimaziels 2030 
absichert. Die Einnahmen aus dem nationalen CO2-Preis geben wir als Energiegeld pro Kopf an die 
Menschen zurück. 
 
Zu 2. EU-Green Deal: Die EU-Kommission macht mit dem Fitfor55-Paket den Green Deal konkret. Der 
Wettbewerb um die besten Ideen ist nun eröffnet. Doch beim Ausbau der Erneuerbaren oder dem 
Emissionshandel brauchen wir mehr Ehrgeiz, um die EU zum Klimavorreiter zu machen. Die jetzigen 
Ziele sind zu zaghaft. Wir fordern bis 2040 100 Prozent Erneuerbare Energien und als Zwischenschritt 
den Ausstieg aus der Kohle bis 2030 mit einem Mindestpreis beim CO2 von 60 Euro. Klimaschutz 
muss zum Wettbewerbsvorteil für Europas Industrie werden. Dafür brauchen wir einen CO2-
Grenzausgleich, der unsere Industrie vor Klimadumping schützt, also klimaschädlichen Importen. 
Kostenfreie CO2-Zertifikate müssen jetzt auslaufen, damit die Industrie einen klaren Anreiz hat, ihre 
Produktion klimaneutral zu machen. Ob dieses Klimapaket kommt, hängt nun entscheidend von den 
Mitgliedsländern ab. Allen voran ist hier die nächste Bundesregierung gefragt. Die jetzige hat 
ambitionierten Klimaschutz auf europäischer wie nationaler Ebene immer ausgebremst. 
 
Zu 3. Energiecharta-Vertrag: Investitionsschutzabkommen wie der Energiecharta-Vertrag sind ein 
Relikt der Vergangenheit. Das Abkommen bedroht mit seinen Klageprivilegien für Investoren die 
Energiewende in vielen Staaten, wie zuletzt die Klage des schwedischen Energiekonzerns Vattenfall 
gegen den vom Deutschen Bundestag beschlossenen deutschen Atomausstieg, die jetzt mit einem 
Kompromiss von 2,4 Milliarden Euro zu Lasten der Steuerzahlenden beendet wurde; oder wie die 
Klagen von RWE und Uniper gegen den niederländischen Kohleausstieg zeigen. Der Vertrag gefährdet 
damit auch die Ziele des Europäischen Green Deal. Die EU und die Mitgliedstaaten sollten deshalb 
aus dem Energiecharta-Vertrag aussteigen. Es ist ein großer Erfolg, dass der Europäische Gerichtshof 
nun geurteilt hat, dass Schiedsverfahren auf Grundlage des Energiecharta-Vertrags nicht mit EU-
Recht vereinbar sind, also nicht mehr anwendbar ist zwischen EU Mitgliedsstaaten. 



 
Zu 4. CETA: CETA ist kein Musterabkommen für den Außenhandel der EU. An den derzeit vorläufig 
angewendeten Teilen von CETA üben wir erhebliche Kritik. Es fehlen wesentliche Regelungen etwa 
zum Klimaschutz, zum Schutz der öffentlichen Daseinsvorsorge, des Vorsorgeprinzips und für die 
demokratische Kontrolle. Wir wollen das Abkommen deshalb gemeinsam mit Kanada 
weiterentwickeln und dadurch neu ausrichten. Insbesondere sollen die Pariser Klimaziele ein 
sanktionierbarer und einklagbarer Bestandteil des Abkommens werden. Zudem wollen wir die 
demokratische Kontrolle bei der regulatorischen Kooperation verbessern. Hier muss das 
Europaparlament künftig besser eingebunden werden. Generell wollen wir die demokratische 
Kontrolle von Handelsabkommen sicherstellen, indem das Europaparlament über eine inter-
institutionelle Vereinbarung in die Entscheidungen der Ausschüsse zu Vertragsfortentwicklung 
transparent eingebunden wird. 
 
Zu 5. Subventionen und Steuerprivilegien: Wir wollen die umwelt- und klimaschädlichen 
Subventionen endlich beenden. Immer noch subventionieren die öffentlichen Haushalte des Bundes 
mit über 50 Milliarden Euro klimaschädliches Verhalten. Wir werden diese Subventionen schrittweise 
abbauen und den Bundeshaushalt klimagerecht machen. In einem ersten Schritt wollen wir u.a. mit 
der Beendigung der Steuerbefreiung für Kerosin auf Inlandsflügen oder dem Abbau des 
Dieselprivilegs über 15 Milliarden Euro jährlich einnehmen und sie für die Finanzierung von 
Klimaschutz und sozialer Gerechtigkeit einsetzen. 
 
Zu 6. Nachhaltige technische Produkte: Wir wollen mehr Herstellerverantwortung. 
Ressourcensparendes Produktdesign, Mindeststandards für Langlebigkeit und ein Recht auf 
Reparatur müssen klar geregelt werden.  Mit digitalen Produktpässen wollen wir Informationen über 
Materialien, Hilfs- und Zusatzstoffe sowie ihre Nachhaltigkeit in Bezug auf Rohstoffbeschaffung 
kenntlich machen. Daten über Langlebigkeit, Fähigkeit zu Reparatur, Aufarbeitung, Recycling, 
biologische Abbaubarkeit und Umweltbilanz sollen auch transparent gemacht werden. 
 
Franziska Brantner 
 


